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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Foderativer Aufbau
Stadte, Regionen, Gemeinden

Im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung kam es zu einer Aufwertung der
Gemeinden und dabei insbesondere der stadtischen Agglomerationen. Bei der
Regelung des Verhaltnisses zwischen Bund und Kantonen war die von den
Kommissionen beider Rate eingebrachte Bestimmung, die den Bund verpflichtet, bei
seiner Politik die Auswirkungen auf die Gemeinden im Auge zu behalten, unbestritten.
Im Stadnderat opponierte hingegen Uhimann (svp, TG) dem Vorschlag, dass der Bund
dabei namentlich die Interessen der Staddte und der Agglomerationsgebiete sowie der
Berggemeinden berlcksichtigen solle, als Diskriminierung der anderen Gemeinden.
Sein Streichungsantrag unterlag aber mit 31:8 Stimmen. Der Nationalrat beschloss in
erster Lesung mit 86:63 Stimmen, lediglich die Stddte und Agglomerationen
aufzuflhren, nicht aber die Berggebiete. Ein Streichungsantrag Schlier (svp, ZH), der
darin nur die Schaffung von neuen Subventionsansprichen sah, wurde mit 95:51
Stimmen verworfen. In der Differenzbereinigung hielt der Sténderat an der Erwédhnung
auch der Berggebiete fest und konnte sich damit durchsetzen.

(Zu den Beschlissen beider Ratskommissionen bezlglich einer Aufwertung der Stadt-
und Bergregionen siehe hier.)'

Ein im Juni 2011 von Erich von Siebenthal(svp, BE) eingereichtes Postulat ersuchte den
Bundesrat, die Umsetzung und Wirksamkeit der neuen Regionalpolitik (NRP), welche
2008 in Kraft getreten war und damit das bis dahin geltende Investitionshilfegesetz fur
das Berggebiet (IHG) abgeldst hatte, grindlich zu evaluieren und dem Parlament einen
entsprechenden Bericht zukommen zu lassen. Dies sollte unter Beizug von
verwaltungsexternen Experten und Vertretern der Berggebiete geschehen. Der
Nationalrat Giberwies das Postulat im September des Berichtsjahres. ?

Eine Motion Maissen (cvp, GR) vom September des Berichtsjahres forderte den
Bundesrat auf, eine koharente Strategie des Bundes fiir Berggebiete und landliche
Raume zu entwickeln. Dabei seien die Bevolkerung, die wirtschaftliche Entwicklung, die
natlrlichen Ressourcen, die dezentrale Besiedelung sowie die vertikale
Zusammenarbeit der betroffenen Akteure aller Staatsebenen besonders wichtig. Im
Dezember nahm der Standerat die Motion an und Uberwies sie an den Nationalrat.

In der Sommersession nahm auch der Nationalrat die Motion Maissen (cvp, GR) an. Der
im Vorjahr bereits vom Stéanderat gutgeheissene Vorstoss, verlangt von der Regierung
eine kohdrente Strategie fiir Berggebiete und landliche Raume. Der Bundesrat hatte
die Motion zur Ablehnung empfohlen, weil er einer scharfen Abgrenzung zwischen Stadt
und Land das Denken und Planen in funktionalen Raumeinheiten vorgezogen hatte. Vor
dem Hintergrund der angenommenen Zweitwohnungsinitiative stimmte der Nationalrat
der Motion aber einstimmig zu. Er erhofft sich - gestutzt auf die Ausfihrungen seiner
Kommission - dass damit auch Zukunftschancen fur die Berggebiete aufgezeigt werden
kénnen. Die Zweitwohnungsinitiative evozierte auch Diskussionen um einen besseren
Schutz der kleinen Kantone. Gerhard Pfister (cvp, ZG) dachte laut Uber seine Idee einer
fallweisen Ausserkraftsetzung des Standemehrs nach, zum Beispiel wenn sechs Kantone
eine Vorlage mit mehr als 66% der Stimmen ablehnen. Die Idee stiess jedoch auch in
der Presse auf Skepsis. *

Les professionnels actifs dans les programmes européens Interreg, visant & renforcer
et a développer les régions de montagne, les espaces ruraux et les régions frontaliéres
par une approche transfrontaliere, se sont réunis pour dresser le bilan de la période de
programmation 2014-2020 (Interreg V) et pour préparer la prochaine période 2021-
2027 (Interreg VI). La Suisse prend part aux programmes transnationaux Espace alpin et
Europe du Nord-Ouest, au programme d'échange d'expériences entre les villes URBACT
et au réseau d'observation du territoire ESPON. Durant la période en cours, 300 projets
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auxquels la Suisse participe, ont été mis en ceuvre. Elle y a contribué & hauteur de 55
millions de francs, au titre de sa Nouvelle politique régionale (NPR). La collaboration est
jugée satisfaisante, elle influence positivement le développement économique, social
et territorial des régions concernées. Pour la période a venir, les modalités juridiques
et financieres retenues par I'UE n'ont pas encore été précisées. La Suisse entend
maintenir son soutien financier. ®
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2) AB NR, 2011, S. 1845.
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4) AB NR, 2012, S. 1024 ff.; Pfister: NLZ, 19.3.12.
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